
Kinderéeld und Waısenrente
Von Dr Bernward Hegemann oln

Es so1l 1er die rage geste un: beantwortet werden, ob Postulanten,
Novı1izen un! Ordensleute Kindergeld oder W aısenrente, die S1Ee schon VOL

ihrem Eıintritt Jer 1MmM weıtesten Sinne des Wortes gefalit) ın den en
empfangen aben, auch weiterhıin ernhnalten koöonnen.

en AA 7zunachst \VAO)  > den gesetzli  en Bestimmungen au  N Sie De-
finden sich hinsi  ich der Gewährung VO  ;

Kindergeld für den Bereich der
Angestellten-Rentenversicherung 1n 39, Abs ö V  ®

{{ Rentenversicherung der TDelter 1ın 262 Abs S RV:'  ©
111 Kriegsopferversorgung 1ın 33D, Abs 3, BV'!  Q

eamtenbesoldung iın 18, Abs Z BBesG
Unfallversicherung 1ın 583 Abs DV RV:  ®©

A Familienausgleichskasse 1ın Z Abs 1: Kinder-
geldgesWaisenrente {Ur den Bereich der

Rentenversicherung der Angestellten ın 44, Abs E: AV!  Q
I Rentenversicherung der TDelter ın 1267, Abs E KRV!  O

He Kriegsopferversorgung ın 49, Abs 4, BV  ®
Unfallversicherung ın 9995, Abs Z RV:'  O

ın 164, Abs Z BB  QBeamtenbesoldung
1le diese 'Texte Sind dem substantiellen Inhalt ach gleich Ihr Kern ıst.
folgender: Kindergeld un Wailsenrente werden bis 0010  — Vollendung des 18
Lebensjahres gewährt ber diesen Zeitpunkt hinaus werden die Bezüge
bis Z Vollendung des Lebensjahres TUr e1in unverheiratetes ind g_
waährt, das sich ın A oder Berufsausbildung eiinde

Zur Interpretation dieser (esetzestexte Sind die SWZIN ETSaNngßeNECN
urchführungsverordnungen un Verwaltungsvorschriften heranzuziehen.
Da die Bestimmungen ber die Gewährung VO  e Wailsenrente un! Kinder-
geld 1ın en Gesetzesbereichen glel|  Orm1g SINd, finden sich ergänzende
Vors  YıLten IAa elner Stelle, während bel den anderen Bezugen auf
diese Stelle verwlesen wIird. Hıler genugt €  3 die Verwaltungsvors  T
Z 390, BV  C untier Nr 11 un: die Verwaltungsvorschrift 18, es'!
untier NT. erwähnen. In der erstgenannten Vorschrift el Aln
Berufsausbildung steht eın Kind, das Tür eine spater Entgelt aus-

zuübende Berufstätigkeit ausgebildet WI1Trd, wenn der Ausbildungsgang
geeignet 1ST, A an gemessCcher e1t dem Berufsziel iuüuhren.“ Die
gleiche Erklärung findet sich ın der Verwaltungsvorschri{ft A Beamten-
besoldungsgesetz untier Z.iiter Zzwel. In der nachfolgenden 7iifer ıer IN-
det sich dann folgender interessanter ext „Nicht ın der Beru{fsausbil-
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dung einde sıiıch eın Kind, das waäahrend der Ausbildung Dienstbezüge
oder Arbeitsentgelt erhaält Für bel Kind, dem als Offiziersanwarter selbst
Dienstbezüge gewährt werden, wIrd er eın Kinderzuschlag gezahlt.“

Wahrend uNnseres 1ssens die Gewährung VOILl Wailsenrente oder Kın-
dergeld Postulanten, Novızen un Ordensleute ach dem Bundesver-
sorgungsgesetz nıe StTr1it1Lg Warl, nehmen die Versicherungsanstalten un
d1e Familienausgleichkasse ın dieser FHrage eline andere Haltung, nämlich
1ne negatıve ein er mußte ın ein1gen Fällen die Durchsetzung des
Anspruchs prozessual eriolgen olgende Verfahren VOL den Sozlalgerich-
ten SInd uns bıslang bekannt geworden: Vor dem Oberverwaltungsgericht
Muüunster (Aktenzeichen 362 343 J9) wegsen Kindergeld un
W aiısenrente ach dem Bundesbeamten- un Bundesbesoldungsgesetz ın
Verbindung m1 dem sogenannten 131-er-Gesetz; NO dem Sozlalger1  1
OrLIMUN! (Aktenzeichen 16 0834 62) die Familienausgleichs-
kasse; VO  F dem Sozlalgericht Hamburg (Aktenzeichen: 1581 61)
die Landesversicherungsanstalt Hamburg un WV/ACOHIE dem Sozlalgeri  1 oln
(Aktenzeichen An 911 62) die Bundesversicherungsanstalt fur
Angestellte

Es ISst VO  5 Interesse, dıe ın den genannten Verfahren vorgeira-
Argumente analysieren un: einer Kritik unterwertien.

a) DIie eklagten also die Versicherungsämter, die Familıenausglel  S-
kasse USW.) trugen hauptsächlich folgendes rgumen V Die Aus-
bildung waährend des Postulates un Novızlates ist 1m allgemeinen
keine Berufsausbildung. Berufsausbildung ljeg Annn VOTr, wWenn ach
der Ausbildung die Möglıic|  er 7A06 entgeltlichen usübung eines
bürgerlichen BeruliIs besteht Diese Voraussetzung leg bel einem Or-
denspro{fessen nıcht VOr, enn 1st raglich, ob sich bel der Ausbil-
dung während des Postulates un! Nov1zlates eine Ausbildung TUr
einen zukünftigen Lebensberuf handelt durch den die Betreifenden
spater ihren Lebensunterhalt bestreiten können. Bel Ordensleuten ist
das angestrebte Zael iıcht die usübung elnes Berutes Entgelt,
sondern die Beschäftigung als Ordensprofesse ın Erfüllung rel1g10ser
Pilichten
Es 1st darum grundsätzlich untersuchen, ob das „Ordensmann-“
oder „OrdensIirau-Sein“ e1in eru 1m Sinne des bürgerli  en Gesetzes
1ST, un WalLr unabhängig davon, welche oOnkreie Tatıgkeit spater der
Professe ausuübt.

Die beiden ersten Verfahren schlossen miıt einem ran ab, die ın der „UOrdens-
Korrespondenz’”, He{it 4l 1963 veroö{iffentlicht worden Shalok Das 1m drıtten VIGT-
Tahren CEIGANGENE Urteil i1st bislang noch nıCH veröf{ffentlicht worden, waäahrend
1mMm Prozeß VO dem Sozlalgericht KöOln, keıiın Urteil gefällt wurde, weil 1M
auie der prozessualen Auseinandersetzung die BFA einen eschel
erließ, der dem Klagebegehren voll entsprach.



Zunachst i1st auf das Schaäarifste die Behauptung zurückzuwelsen, daß
der Professe „eıne Beschäftigung ın Erfüllung seıner relig1iösen Pflich-
ten anstrebt“, die ohne FEntgelt auszuüben sSEe1 [ieser atz ahnelt der
1m Drıitten e1C| aufgestellten Theorie \V£dO)  z der elbstheiligung der
Ordensleute“. Es g1Dt keine relig10se Dilncht. Ordensmann oder Ordens-
frau werden, Jediglich relig10se Motive S1INd der NL1a e1n solches
Ziel erstreben.
|DS 1ST festzuhalten, dal Art des Grundgesetzes die Freiheit der Be-
ruiswan garantıert.
Wır mMUuSsen uns [1U1N Iragen, W as> untier „Beruf“ verstehen IstT.
(Gustav Grundlach definiert Beruf als ıne Lebensbetätigung des Men-
schen qals Person 1m Dienste e1nes (Gemeinschaftszwecks un: emgemä
auch rundlage des entsprechenden Unterhalts, (Staatslexikon, sechste
AufÄl., B Sp 1lle Trel Elemente der Definition sind
voll un: S9anz 1mM Beruftf des Reliıglosen verifiziert.

Der Beruf e1ines Religıi0sen ist una  ing-
bar auft Lebenszeit konzipilert, daß keiner Professe werden kann, der
diesen an TG auf e1ıt ausuben möOchte; WL diesen Beruft rwaäahlt,
wird 1QH0DE zugelassen, T die Teste Absıcht vorhanden 1St, sich auf
Lebenszeit verpi{ilichten.

Während heute die Berufsausübung
vielfach 1U  — och als notwendige Erwerbsquelle für dlie Bestreıtung V1-
taler un! persönli:  er Bedürfnisse angesehen WITrd, also 1ıne eın GRO=
zentrische Konzeption, dient der Religiose noch wirklich ılnl zweifacher
Hıinsicht der (GGemeins  aft einmal dem rden, dem angehöOrt, un!
ugleich UrTrC| eben diesen en dem gesamtmenschlichen Wohl Daß
aber die en UTrC| die Taäatigkeit ihrer Mitglieder die Allgemeinheıit
durch Verfolgung gemeinnütziger, mL1  atıger oder iırchlicher Zwecke
fordern, braucht ler nicht bewlesen werden.

Existenzsiıcheruneg: Durch die Pro{iess wird zwischen dem (Or=-
densmitglie und dem en der S1074 Professvertrag kontrahiert, mıt
dem der en UG die V  P  J  ung übernimm(t, für das el
Wohl des Mitgliedes SOTSCN un!: ihm den standesgemäßen Unter-
Na ach Maßgabe der Satzungen gewähren.
Der Beruf e1INes Religlosen 1st rechtlich strukturıert, un ZW ar iıcht pr1-
vat-rechtlich, sondern öffentlich-rechtlich Das Kirchenrecht gıbt g_
Naue gesetzliche Normen ber die verfolgenden lele un ihre Ver-
WITF.  ichung, ber die Vorbereıtung un Ausbildungszeıt, ber die SPAa-
tere Tätigkeıt. Damıt wird bewlesen, daß „Ordensmann-“ oder „OI'-
densfrau-Sein“ nicht irgend ıne prıvate Beschäftigun evt] ıbal rl
lung relig1iöser Pflichten SE sondern auch 1mM bürgerlich-rechtlichen
Sinne eın wıirklıcher Lebensberuf ist
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ZAUT gleichen Au{ifassung gelangt auch das O  rverwaltungsgericht
Muüunster, welches Qausfüuhrt: „Nach Auiffassung des Bundesverfassungs-
gerichts ist der „Beruf“ 1ın Artikel I weıt auszulegen. Er umfaßt
nicht NUuU  H— alle Beruf{e, die sich ın bestimmten, traditionellen oder
rechtlich f1ixierten Berufsbildern darstellen, sondern auch Cdie VO Euın-
zeinen irel gewählten untypischen (erlaubten) Beschäftigungen eru
1ın diesem SinnNe 1st jede Tätıigkeıit, die der Einzelne IUr siıch GEeIZNEe
glaubt als „Beruf“ ergreifen, Z Grundlage selner Lebens-
ührung machen. Im N:  en Sinne hat das Bundesverwaltungs-
gericht jede auf die Dauer berechnete, nıcht Nan  — vorübergehende, der
Schaffung un! Erhaltung eiıner Lebensgrundlage dienende (erlaubte)
Betätigung als „Berufi“ bezeichnet.“ (Siehe „Ordens-Korrespondenz“,
4, 1965, 316) uch das Verwaltungsgericht unster stellt fest, dalß der
eru e1NeSs Religiosen ach staatlichem echt als eru anzusehen
1st

Es 1st 1U Iragen, ob der Beruft elinNes Religiosen auch e1ın „oUurger-
ıcher Beruf“ IsStT. WIr verstehen unfier einem „bürgerlı  en eSTUut“ e1-
Ne  } solchen, der VO  5 en Bürgern bel Erfüllung der Z notwen-
igen Voraussetzungen ausgeu werden Sa Das Korrelativ azu
ware dann der „geistliche Beruf“, der 1Ur VO  5 Mitgliedern des SOLC>=
nannten geistlichen Standes ausgeü werden S00 I)iese beiden Un=-
terscheidungen verhalten sich aber W1e (Gjenus Specles, daß durch
diese Feststellung die Argumentatıon der Beklagten bereits ihres Ge-
wichtes beraubt IST. : aber der „Dürgerliche Beruf“ 1 Sinne elınes
„Erwerbsberufes“ betrachtet, sSind WITLr bereits beim nachsten Punkt
angelangt
Die Formel „Ausbildung {Ur eıinen spater Entgelt auszuubenden
Beruf“ annn NU  — 1ın verstanden werden, dalß durch diesen eru —

künftig die wirtschaftliche Ex1istenz gesicher werden Soll Der ell-
g10se besitzt aber eine solche Sicherstellung un: ZW ar naherhıin aut
TUn des Profelbvertrages. Durch den Hınwels auf den sogenannten
Proießvertrag ist auch bereits die andere ra mi1t beantwortet, o
der eru elınes Ordensmannes oder elner rdensirau den spateren
Lebensunterhalt sichert

2) Es handelt sıch hler ebentTalls eın Verfifahren zwecks Gewährung VO WaLl-
SeNrenie nach dem Bundesbesoldungsgesetz, das CGiericht lehnte Wal die Ge-
währung der Bezüge ab, ber das Urteil (Aktenzeichen 433—60) ist 1INZW1-
schen Urc den ekannten Tlia des Bundesinnenministeriums VO. 1962
ub erholt.

3) Die ATrgumentation „Der eru als Religiose werde uch 1mM Sinne der Vor-
schriften entgeltlich ausgeübt, denn sS1e erhlielten als Gegenleistung Iur ihre
Tätigkeit 1n en nach der Profeß den vollen Lebensunterhalt“ ST gefähr-
ıch Denn S61 könnte 1n mißverstanden werden, daß der Ordensmann Bar-
bezüge erThalte. Darum erscheint uUuNSs obige Formulierung IUr Desser.
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Wır onnen absı  1eßend bsolut Testhalten, dal der eru e1nNnes Or-
denmannes oder eıner Ordensirau eın ırklicher eru ist. eın
Lebensberul, der den spateren Lebensunterhalt sichert. Dann aber ıIst

logisch notwendig un: klar, dalß das Postulat un das Novı1zlat als
Vorbereitungs- un! Ausbildungszei eben diesem eru nıcht 1U  —

1ın besonderen Fällen, sondern allgemein, 1n en Fällen eine Be-
rufsausbildung 1M Sinne der genannten (Gesetze 1ST.

3 A Von den Beklagten ist auch diee aufgeworfifen worden, ob das Po-
stulat un Novızıat aqals Schulausbildung 1m Sinne der betreffenden (e-
SETZE anzusehen Sel. Wır meılnen, daß diese ra  e S niıicht mehr be-
antwortet werden braucht, weil bereits nachgewiesen 1st, daß die
Z.e1T des Postulats als wirkliche Berufsausbildung anzusehen ST Denn
die Formel „Schul- oder Berufsausbildung“ 1st disjunktiv nehmen,

daß TT einer VO  . beiden aktitoren verifiziert seın braucht

Etwas anderes ist die rage, ob die Berufsausbildung schulmäßig
olg lerzu sind VOIN Ordensgenossenschaften Beschein1gungen VOILI-

gelegt worden, wonach sich die Ausbildung nicht 1A10 0 auf die OoOrma-
t10N Z KReligliosen erstrecke, sondern auch praktische oder allge-
meinbildende Fächer dargeboten werden. Wenn auch richtig 1st, daß
die Instruktion der Postulanten un: Ov1lzen entsprechend den heuti-
SCH Gegebenheiten sehr umfassend se1ln mMag, halten WITLr dennoch
solche Bes  einigungen IUr gefährlich. DDenn das Oberverwaltungsge-
richt unster stellt die Forderung, daß ın jedem einzelnen Fall
tersuchen 1ST, ob neben der eın religiosen Instruktion un Formation
eine geregelte Unterweıisung 1601 allgemeinbildenden oder berufsfach-
lichen Fäachern rfolge Erst W enl dieses der Fall SeN, könne INa  - VO  -

einer Beruisausbildung sprechen. Wenn WI1r namlıch behaupten, daß
der Beruf e1ınes Religiosen eın wirklicher Beruf ıst, annn muß die Po-
stulats- oder Novıizlatszeıt auch als Berufsausbildungszei anerkannt
werden un War unabhängl1 davon, W1€e 1M onkreten Fall die AUS=
biıldung gerege 1st.

C) In einıgen allen ist VO selten der Kläger folgendermaßen argumen-
tiert worden: Man erstrebe nicht infachhin den eru: eines Religi-
OSEN, sondern den Beruft elines Studienrats 10 diesem en (ze=
W1D, das Phanomen eiINeEeS gestaffelten bzw e1INeSs Doppel-Berufs 1st
heute ang un! ebe Um das eigentliche Berufsziel erreichen, muß
® H vielen Fällen eıne abgeschlossene Berufsausbildung vorweılsen,
die 1ın sıch einem selbständigen eru qualifiziert. Das typische Bel-
spiel ST 1st der Diplom-Ingenieur, der ın den technischen Staats-
dienst eintreten a Dıe Gerichte en ZW al dieses Berufsbild aner-

kannt un PE dalß TUr das Berufsziel Pa e1ınes Studienrates 1n
einem en e1n Novı1zlat Voraussetzung SEe1 un eiıne Z (jesamtaus-

57



bildung erforderli OTrStIUuIe darstelle Wır meınen aber, daß mma  >

m1% diesem Sachvortrag dem eigentlichen Problem aus dem Wege DE-

gansenh 1S%, namlıich, ob der eru elınes Religiosen eın wirklicher Beruf
un damıft das OSTULla un! Novı1zlat die notwendige Berufsausbildung
A se]len

In einıgen anderen Faäallen wurde VO  } den Kläagern behauptet, daß d1ie
betreffenden Postulantiınnen un! Novizınnen Dereıts während des Po-

stulats un Novızlats auf eıinen spateren bürgerlichen Beruf (z als
Diätköchin, Kindergärtnerin, Krankenschwester, USW.) vorbereıtetl
würden. 1eses rgumen unterscheidet sich VO  - dem vorhergehenden
dadurch, daß lıler die Berufsausbildung dem sogenannten Doppel-
eru bereits während des Postulats un Novı1zlats rfolgt Jedoch faß-
ten 1ı1er die Gerichte den Begri{ff „Beruf“ weiıter un verstanden dar-
untier auch die Anleitung eiıner spater versehenden atypischen
Tätigkeıit, die Ordensschwestern 1ın ihrem e1igenen Klosterhaushalt
als Kochinnen, Pfortnerinnen USW ausüben. Der Kern der Beweisfüh-
rung besteht jedoch darın, daß durch die Postulats- un!' Novı1ızlatsaus-

bildung auf einen spater auszuübenden, bürgerli‘  en Beruf vorbereıtet
werde. ber daraut kommt ler W1€e 1 vorhergehenden Absatz
nıcht d enn 1st 1U  — dıe rage beantworten, 010 das Postulat
un das Novizlat als solche schon als Berufsausbildung anzusehen sind.
Das mMmuUusSsen WIr aber auf TUnN! unseTrel bisherigen Ausführungen be-

jahen.
za Nach den Verwaltungsvorschriften dem bereıts zitlerten es

werden W ailsenrente un! Kindergeld annn nicht gezahlt, wenn waäh-
rend der Berufsausbildung Dienstbezüge oder Arbeitsentgelt gewährt
werden. wenn Sonst auch alle Voraussetizungen TÜr die Bezuge

Sind, muß do  e bel Postulanten un: Ov1ızen nachgewlesen
werden, daß die Berufsausbildung, also das Postulat un das Novıizlat
unentgeltlich ges!  ehen. Schwestern mussen eım Eintritt 1N. Postulat
ıne Aussteuer miıtbringen, aber VO  ) dieser Verpflichtung ann dispen-
siert werden. Ebenso 1äßt das kanonische eC| die Möglichkeit Z  9 dal
der en VO  5 den andidaten für die 1 OSTULa un! Novizlat g_
waährte Nahrung un! Bekleidung ıne geldwerte Vergutung verlangen
anı Darüber hinaus 1s%. 1ın verschiedenen en u  ich, daß die
Postulanten un Novı1ızen ihre persönlichen Auslagen, WI1e Uhrrepara-
tur, Arztkosten usSswW. selbst tragen mussen Dem konkreten orgehen
der en ist alsO Dn diesem Punkte eın breiter Spielraum gelassen.
Man annn jedoch VO  ’ der Allgemeintatsache ausgehen, dal de 1ure bel
Schwestern eine Mitgi{Tt, SONS aber eine Entschädigung fur Kost un!
Bekleidung (wobeı „Kost“ auch die Wohnung mıiıt me1ınt) SOWI1Ee der

persönlichen usgaben verlangen. Wenn T ıaal Einzelfalle VO  - die-
SeNn nsprüchen dispensiert wird, erscheınt uns der sich daraus



gebende de facto-Sachverhalt nıcht auszuschließen, daß die Ausbildung
unentgeltlich ISt. Denn 101 dA1iesem sSind die Leistungen der Or-

densgemeinschaft iıcht 1n einem Rechtstitel begründet, sondern en
den harakter eıner freiwillıgen, karıtatıven Spende. Das Oberverwal-
tungsgericht unster hat sich 1ın selnem bekannten Urteil diesem Sach-
verhalt angeschlossen.
In Zusammenfassung NSeTrTel Abschnitte b1ıs ist festzuhalten, daß
der Beruf eines Ordensmannes oder eiıner rdensirau nach staatliıchem
echt als Berut anzusehen ist Es annn aber keiner Ordensmann DZW
Ordensirau werden, ohne die dazu VO Kirchengesetz vorgeschriebene
Ausbildungszeıit persolvieren. Postulat un Novızlat gewähren also
die TUr den Beruf eines Religiosen notwendige Ausbildung, sind da-
m1 nıcht el 1n besonderen Fällen, sondern allgemeın, also 1a

en Fällen eine Berufsausbildung 1m Siıinne der zıiıtierten DE=
setzlichen Bestimmungen

Das Rundschreiben des Bundesinnenminister1ums VO 1962, dem

eın r1ia des Landesfinanzministers VOIN NR  = VO 1961 vorausg1ıng,
hat 1ın manchen Punkten eiıne NEeUC Situation geschaffen (siehe rdenskor-

respondenz 5n 1962, 236) Dıieser ea erkennt fur den Bereich der Beam-

tenbesoldung grundsätzlich d daß die eıt des Postulats un! Novizlats
als Berufsausbildung 1m Sinne des Beamtenbesoldungsgesetzes anzuse-

hen 1st. Soweit darüber hinaus nach der Profeß ıne Ausbildung ıınl eiınem

besonderen Beruf riolgt, aqals Handwerker, als Krankenschwe-

Wir en bewußt ın diesem Artikel formuliert „Postulanten, OoVv1lzen und
Ordensleute  S amı klar 2A0 Ausdruck bringen, daß Postulanten und

Novızen noch nıCI Mitglieder der betr. Ordensgemeinschaft S1ind. Ebenso

bewußt en WIT beton(, daß die Postulats- un Noviziatszeıit als solche

schon Berufsausbildung 1st, denn U: diese Formulierung vermeldet eınen

Konilikt mi1ıt den Bestimmungen der SE AWVI  D und 1922 /ATOS RV' die be-
ner Genossenschaiften, dıe sich aus üuber-

q daß geistlic
wiegend religiösen der sittlichen Beweggründen mıt Krankenpflege, ntier-

T1CH der sonstige gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigen, ıu währen

ihrer Ausbildung einer olchen Tätigkeıit in der Rentenversicherung VeI-

sicherungspflicht1ig Sind. Diese Versicherungspflicht I NUI ann e1In, WwWEeNll

das Ordensmitglied nach seiner Profeß ıne weiıtere, 1sSO zweıte Ausbildung,
ann einem So bürgerlichen eru absolviert In diesem kann Der

die Ordensgemeinschaft Befreiung nach 1281 Abs RV' DZW. ADBS

AA  e beantragen Ebenso NSsSeIiIie ese VO der Postulats- un! Novı1zlats

eit als Ausbildungszeit ıne Anwendbarkeıit der S$ 172 AbDs un:! 541 Abs

RV  ® niC herbei, da hier wiederum 1Ur ViCh  — Mitgliedern die ede iıst Daß ber

Postulanten und Novızel 1n der gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung
versicherungspflicht1g Sind, kannn aus den Bestimmungen der RV'!  © nıch ge-

folgert werden.
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ster, als Priester USW,., ıst auch diese Zeit als erufsausbildung 1 obigen
Sinne anzusehen. 1eSse beiden Ergebnisse verdienen gesondert betrach-
tet werden.

a) Dıe 1n Absatz un dieses Tukels zıtierten (Gesetze un Verwaltungs-
vorschriften, die ihrer Substanz ach gleichförmig SiNd, lassen prak-
tisch wWwW1e rechtlich HD eine gleichmäßige Interpretation Wenn also
der Bundesinnenminister IUr selinen Gesetzesbereich die Bestimmungen
1 Sinne se1lnNnes Rundschreibens interpretiert, 1st ach den allge-
meılinen Rechtsgrundsätzen folgern, daß diese Auslegun auch für
die anderen Materıen maßgeben ist

In dem Runderlaß des Bundesinnenministeriums wird klargestellt,
dalß nicht 1U die Ausbildungsze1 des Novızlats un Postulats als so1-
che als Berufsausbildung anzusehen 1St, sondern auch eine nachfolgende
weltere Ausbildung {Ur elinen sogenannten bürgerlı  en erulfl, welche
Ausbildung normalerweise erst nach der Profeß erfolgt. Entsprechend
der vorhergehenden Argumentatıon meılınen WITF, daß auch ann noch
NSpruc| auft Weiterzahlung VO  5 W aısenrente oder Kindergeld be-
steht, Wenn der Betreifende ZW ar bereits Professe 1StT, aber sich ın einer
weıteren, 7zusatzlichen Berufsausbildung er1nde Damıit en
auch noch Ordenskleriker-Studenten während ihres normalen
ud1UMS Anspruch aut Weitergewährung VO  ©} Kindergeld bzw
W alsenrente.

C) In esagtem undschreiben 1st icht die Frage auifgeworfen worden,
ob das OSa un! das Novız1lıat unentgeltliche Ausbildungszeiten 1mMm
Sinne der Verwaltungsvorschriften 15, es' Sind. Wenn also
der Gesetzgeber 1er nicht unterscheidet, dürfen WI1Ir annehmen, dal3 ın
selnem ISa ıne grundsätzlı Feststellung ausgesprochen 1St, —

daß also diese rage zukünftig nıiıcht mehr NO  > Bedeutung se1n wird 9
Abschließend ist die kirchenrechtliche Fragestellung beantworten

WEeLr der Letztempfänger des gewährten Kindergeldes bzw der W aılısenrente
ist. ach den gesetzli  en Bestimmungen wird das Kindergeld T die
Eltern bezahlt Das Kındergeld wIird auberdem nicht untier eiıner Zweck-
bindung gewaährt, diese Summe muß für das betreffende ind auf-
gewandt werden; vielmehr gilt das Kindergeld qals eın Deil des väterlichen
bzw mutterlichen Geha tes undl dient A0 usgle1 der hoöheren osten,

9) Die Gewährung VO  } Kindergeld bzw der Waisenrente ist Iso zumındest
IUr den Bereich der eamtenbesoldung E den Nachwels geknüpft,
daß sıch der Betreifende ın Berufsausbildung eIlindet, Der nıCh daß die
Kosten der Ausbildung uch VO  w dem Erziehungsberechtigten bzw VO
Wailsen selbst werden. Da uns entgegenstehende Bestimmungen nıCc
bekannt SINd, mMu uch VC)  z den anderen gesetzlichen ersicherungsträgern
die gleiche Praxıs befolgt werden.



die Eltern m1% Kındern egenüber kinderlosen Ehepäaren en Somıit
besteht weder ein rechtlicher och eın moralıscher AÄnspruch des Ordens
egenüber den Eltern, daß jene das Kindergeld den en welterge-
ben
Dıie W a1lısenrente wıird bis Z 0® Vollendung des Z Lebensjahres den
Erziehungsberechtigten ausbezahlt Sır der W aiıse volljährıig, wird direkt

ih die W alsenrente gezahlt Dıie W aısenrente dient bis ZAU Vollendung
des 18 Lebensjahres primar ZU  — erun des Lebensunterhaltes un!'
sekundar der Berufsausbildung des betreffenden W aısen. Nach dem
Lebensjahr dient jedoch die Wailsenrente gleichzeitig der erung des
Lebensunterhaltes W1e der Berufsausbildung Be1l der Wailsenrente leg
a1SO eine are We  indung VOTL. Deshalb 1St, WEeNnNn der Wailse selbst die
Rente bezieht, dieser verpfli  et, diese selinen en weiterzugeben.
Dıie gleiche re: un moralische Verpflichtung Dliegt dem Erzle-
hungsberechtigten, wenNnn dieser och die W aiısenrente IUr den Postulanten
oder Novızen oder Ordensmann bzw. die Ordensirau empfiang edoch
wird diese Verpflichtung zivilrechtlich E urgJlıeren Sse1ln, weil der
Erziehungsberechtigte geltend machen kann, daß die KRente 1n anderer
Weise TUr seinen Schutzbefohlenen verwandt hat, W2S 1m konkreten Fall
schwer widerlegen se1ln wIird.

Ö) vgl die es NT. AÄADs „der Beamte braucht nıcht nachzuwel-
SCIH, daß dem 1N!' Unterhalt gewährt”.
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